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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE 

Der Zweite Jahresbericht des Rates gemäß Nummer 8 der operativen Bestimmungen des 
Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren wurde im ABl. C 379 vom 29. 
Dezember 2000 veröffentlicht (13177/2000 � C5-0111/2001 � 2001/2050(COS)). 

In der Sitzung vom 15. März 2001 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass sie diesen Bericht an den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, 
gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik als federführenden Ausschuss überwiesen 
hat (C5 � 0111/2001). 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und 
Verteidigungspolitik benannte in seiner Sitzung vom 20. März 2001 Gary Titley als Bericht-
erstatter. 

Der Ausschuss prüfte den Jahresbericht und den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 
19. Juni und 11. September 2001. 

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag mit 42 Stimmen 
ohne Gegenstimmen bei 3 Enthaltungen an. 

Bei der Abstimmung waren anwesend: Elmar Brok, Vorsitzender; Baroness Nicholson of 
Winterbourne und William Francis Newton Dunn, stellvertretende Vorsitzende; Alexandros 
Baltas, Michael Cashman (in Vertretung von Gary Titley), John Walls Cushnahan, Giovanni 
Claudio Fava (in Vertretung von Rosa M. Díez González), Pernille Frahm (in Vertretung von 
Andre Brie), Per Gahrton, Gerardo Galeote Quecedo, Jas Gawronski, Bertel Haarder, Klaus 
Hänsch, Joost Lagendijk, Armin Laschet (in Vertretung von Michael Gahler), Hanja Maij-
Weggen (in Vertretung von Arie M. Oostlander), Cecilia Malmström (in Vertretung von 
Francesco Rutelli), Pedro Marset Campos, Hugues Martin, Linda McAvan, Patricia McKenna 
(in Vertretung von Daniel Marc Cohn-Bendit), Emilio Menéndez del Valle, Philippe 
Morillon, Pasqualina Napoletano, Raimon Obiols i Germà, Reino Paasilinna (in Vertretung 
von Mário Soares), Jacques F. Poos, Luís Queiró, Mechtild Rothe (in Vertretung von 
Magdalene Hoff), Lennart Sacrédeus (in Vertretung von Hans-Gert Poettering), Tokia Saïfi 
(in Vertretung von Jacques Santer), Jannis Sakellariou, José Ignacio Salafranca Sánchez-
Neyra, Elisabeth Schroedter, Ioannis Souladakis, Ursula Stenzel, David Sumberg (in Ver-
tretung von Jürgen Schröder), Hannes Swoboda, Johan Van Hecke, Geoffrey Van Orden, 
Paavo Väyrynen, Demetrio Volcic (in Vertretung von Sami Naïr), Jan Marinus Wiersma, 
Matti Wuori und Christos Zacharakis. 

Der Bericht wurde am 19. September 2001 eingereicht. 

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für 
die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird. 
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Zweiten Jahresbericht des Rates 
gemäß Nummer 8 der operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen 
Union für Waffenausfuhren (13177/2000 � C5-0111/2001 � 2001/2050(COS)) 

Das Europäische Parlament, 

� in Kenntnis des Zweiten Jahresberichts des Rates gemäß Nummer 8 der operativen 
Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 
(13177/2000 � C5-0111/20011), 

� unter Hinweis auf Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union betreffend die 
Kohärenz der außenpolitischen Maßnahmen der Union und Artikel 11 über die Ziele der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, 

� unter Hinweis auf die Erklärung der EU vom Mai 2000 zur Entwicklungspolitik, worin sie 
sich zu politischer Kohärenz, auch zwischen der Waffenexportpolitik und den 
entwicklungspolitischen Zielen der EU, verpflichtet, 

� in Kenntnis der Leitlinien für die EU-Politik gegenüber Drittländern betreffend Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, die der Rat (Allgemeine 
Angelegenheiten) am 9. April 2001 angenommen hat, 

� unter Hinweis auf Artikel 17 des Vertrags über die Europäische Union über die rüstungs-
politische Zusammenarbeit und Artikel 296 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft über die Wahrung nationaler Sicherheitsinteressen, 

� in Kenntnis der vom Rat festgelegten Gemeinsamen Aktion2 betreffend den Beitrag der 
Europäischen Union zur Bekämpfung der destabilisierenden Anhäufung und Verbreitung 
von Kleinwaffen und leichten Waffen3, 

� unter Hinweis auf das EU-Programm4 zur Verhütung und Bekämpfung des illegalen 
Handels mit konventionellen Waffen5, 

� unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. Oktober 20006 zu dem Jahresbericht 1999 
des Rates über die Anwendung des Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffen-
ausfuhren (11384/1999 � C5-0021/2000) sowie auf seine vorherigen Entschließungen zu 
diesem Thema, 

                                                           
1 ABl. C 379 vom 29.12.2000, S. 1. 
2 ABl. L 9 vom 15.01.1999, S. 1 
3 Der Begriff �Kleinwaffen und leichte Waffen� umfasst auch Waffen mit besonders tödlicher Wirkung und 
hoher Zerstörungskraft, wie tragbare Panzerabwehrraketen und Luft-Boden-Flugkörper. Internationale 
Organisationen haben verschiedene präzisere Definitionen des Begriffs festgelegt. 
4 Vom Rat (Allgemeine Angelegenheiten) auf seiner Tagung vom 26. Juni 1997 beschlossen. 
5 Der Begriff �konventionelle Waffen� bezieht sich auf Waffen, die keine Atomwaffen, biologischen oder 
chemischen Waffen sind. Da es keine allgemeingültige Definition für �Waffe� gibt, gibt es auch keine solche 
Definition des genannten Begriffs. 
6 ABl. C 178 vom 22.06.2001, S. 273. 
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� gestützt auf Artikel 47 Absatz 1 seiner Geschäftsordnung, 

� in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, Menschen-
rechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik (A5-0309/2001), 

A. in der Erwägung, dass das außenpolitische Vorgehen der EU auf Werten der Demokratie 
und dem Schutz der Menschenrechte beruht,  

B. in der Erwägung, dass der Vertrag vorsieht, dass die Gemeinsame Handelspolitik im 
Einklang mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik stehen muss, 

C. in der Erwägung, dass der Verhaltenskodex der EU für Waffenausfuhren ein großer 
Schritt nach vorn auf dem Weg zu einer konsistenten und kohärenten Waffenexportpolitik 
der Mitgliedstaaten der EU war, 

D. in der Erwägung, dass der Rat (Allgemeine Angelegenheiten) am 9. April 2001 Leitlinien 
für die EU-Politik gegenüber Drittländern betreffend Folter angenommen hat und dass die 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen in jüngster Zeit alle Regierungen auf-
gefordert hat, geeignete effiziente rechtsetzende, administrative, gerichtliche und andere 
Maßnahmen zu treffen, um die Herstellung, den Export und Einsatz von Ausrüstungs-
gütern und den Handel mit diesen Gütern zu verhindern und zu verbieten, die eigens zum 
Zweck der Folter oder anderer grausamer, inhumaner und erniedrigender Behandlung 
bestimmt sind, 

E. in der Erwägung, dass der Verhaltenskodex dahingehend verschärft werden sollte, dass 
Ausfuhren von militärischen, paramilitärischen und sicherheitsrelevanten Ausrüstungs-
gütern in Fällen, in denen sie zu erheblichen Menschenrechtsverletzungen beitragen 
könnten, nicht genehmigt werden; in der Erwägung, dass der multilaterale Dialog und 
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten der EU verbessert werden sollte, um 
sicherzustellen, dass dies tatsächlich umgesetzt wird, 

F. in der Erwägung, dass der erste Jahresbericht über den Verhaltenskodex gezeigt hat, dass 
die assoziierten Länder Mittel- und Osteuropas sowie Zypern und auch Island, Liechten-
stein, Norwegen und Kanada zugestimmt hatten, sich an die Grundsätze des EU-Verhal-
tenskodex zu halten, 

G. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten eine unter den Verhaltenskodex der EU 
fallende gemeinsame Liste der militärischen Ausrüstung vereinbart haben, die am 
13. Juni 2000 angenommen wurde, 

H. in der Erwägung, dass eine effiziente Überwachung der Endverwendung entscheidend ist, 
und in der Erwägung, dass der Verhaltenskodex keine Bestimmung über die Überprüfung 
der Endverwendung exportierter Waffen enthält und damit eine große Schwachstelle 
aufweist, 

I. in der Erwägung, dass eine Kontrolle der Waffenvermittler unerlässlich ist, um die 
Verbreitung von Waffen in Krisenregionen einzudämmen, 
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J. in der Erwägung, dass die Vergabe von Fertigungslizenzen für militärische Ausrüstungs-
güter durch EU-Unternehmen an Unternehmen im Ausland unbedingt kontrolliert werden 
muss, um die Umgehung der Maßnahmen im Bereich der Kontrolle der Waffenausfuhren 
zu verhindern, 

K. in der Erwägung, dass Transparenz in diesem Bereich entscheidend ist, um die demokra-
tische Rechenschaftspflicht zu gewährleisten, 

L. in der Erwägung, dass einige Mitgliedstaaten immer noch keine Jahresberichte über ihre 
Politik zur Kontrolle der Waffenausfuhren vorlegen und dass die von anderen Mitglied-
staaten vorgelegten Berichte nicht konsistent sind, 

M. in der Erwägung, dass im Juli 2001 eine Konferenz der Vereinten Nationen über den ille-
galen Handel mit Handfeuerwaffen und leichten Waffen unter allen seinen Aspekten 
stattgefunden hat, 

1. bekräftigt seine Ansicht, dass die Rüstungsexportpolitik der EU  
a) die Kohärenz und Effizienz des außenpolitischen Vorgehens der EU gewährleisten 

muss, insbesondere ihre Ziele in den Bereichen Konfliktvermeidung, Bekämpfung 
der Armut und Förderung der Menschenrechte, 

b) die Ziele der EU im Bereich der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit sowie die 
internationalen Entwicklungsziele fördern muss, 

c) den sicherheitspolitischen Sachzwängen und Erfordernissen der EU entsprechen 
muss, 

d) den Erfordernissen und Herausforderungen der europäischen Verteidigungsindustrie 
gerecht werden muss, 

e) zur Entwicklung einer Gemeinsamen Verteidigungspolitik beitragen muss; 

2. begrüßt die Veröffentlichung des Zweiten Jahresberichts des Rates und die darin enthal-
tenen klaren Anzeichen dafür, dass erhebliche Fortschritte in Richtung auf eine stärkere 
Annäherung der Politiken der Mitgliedstaaten im Bereich der Kontrolle der Waffenaus-
fuhren erzielt wurden; 

3. empfiehlt, im Rahmen des dritten Jahresberichts eine möglichst umfassende Bewertung 
vorzunehmen, um zu ermitteln, inwieweit die in Ziffer 1 genannten Ziele erreicht wurden; 

4. betont, dass die Bewerberländer bei ihren Verhandlungen mit der Europäischen Union 
garantieren sollten, dass sie den Verhaltenskodex in vollem Umfang anwenden werden; 

5. begrüßt die Beschlüsse der Türkei und Maltas, sich an die Grundsätze des Kodex zu 
halten; 

6. bedauert, dass die USA bisher ihren eigenen Verhaltenskodex für Waffenausfuhren nicht 
angenommen haben; empfiehlt, diese Frage zu einem festen Bestandteil des Transatlan-
tischen Dialogs zu machen; 
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7. fordert die Mitgliedstaaten, den Rat und die Kommission auf, auf die Ausarbeitung eines 
internationalen Verhaltenskodex für Waffentransaktionen hinzuwirken und das Parlament 
im Rahmen der Jahresberichte über die Anwendung des Verhaltenskodex für Waffen-
exporte über die diesbezüglichen Aktivitäten zu unterrichten; 

8. bedauert, dass die Vereinten Nationen bisher nicht in der Lage waren, eine globale 
Kontrollregelung für Waffenexporte festzulegen und dass einige Ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats, insbesondere Russland und China, weiterhin Waffen ohne jegliche 
Beschränkung importieren; fordert den Rat auf, eine Aktion der EU zur Festlegung einer 
globalen Kontrollregelung für Waffenexporte auf UN-Basis einzuleiten; 

9. fordert den Rat auf, die Mitgliedstaaten zu ermutigen, Genehmigungen für Waffenliefe-
rungen in Länder zu verweigern, die keine Informationen für das Register der Vereinten 
Nationen für konventionelle Waffen übermitteln; 

10. begrüßt die Absicht der Mitgliedstaaten, die gemeinsame Liste der militärischen Aus-
rüstung regelmäßig zu aktualisieren, sowie ihre Bereitschaft, diese Liste für eine Prüfung 
im Rahmen des Wassenaar-Arrangements vorzuschlagen; 

11. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, bald zu einer Einigung über das Konzept 
der �im Wesentlichen gleichartigen Transaktion� zu gelangen; 

12. begrüßt es, dass im Rat eine Einigung über ein gemeinsames Verzeichnis nicht-militä-
rischer Ausrüstungsgüter für Sicherheits- und Polizeizwecke erzielt wurde; fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, rasch zu handeln, um ein geeignetes Gemeinschafts-
system zur Kontrolle derartiger Exporte vorzuschlagen; 

13. begrüßt die bisherigen Bemühungen um eine stärkere Angleichung der Politik der Mit-
gliedstaaten hinsichtlich der Ausfuhren in bestimmte Länder und Regionen, gegen die 
kein Embargo verhängt wurde, gegenüber denen aber besondere Wachsamkeit geboten ist; 

14. ist enttäuscht darüber, dass offensichtlich nur geringe Fortschritte in Richtung auf eine 
Kontrolle der Vermittlung von Waffen erzielt wurden; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre 
Anstrengungen zur Kontrolle der Waffenvermittlung zu verstärken und außerdem auf ein 
internationales rechtsverbindliches Übereinkommen über die Waffenvermittlung 
hinzuwirken; 

15. bedauert zutiefst, dass offensichtlich keine Fortschritte in Richtung auf eine Einigung über 
ein gemeinsames System zur Kontrolle der Endverwendung erzielt wurden; 

16. bedauert zutiefst, dass keine Maßnahmen getroffen wurden, um die Vergabe von Ferti-
gungslizenzen für militärische Ausrüstungsgüter durch EU-Unternehmen an Unternehmen 
im Ausland zu kontrollieren; fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, vorzu-
schreiben, dass Transfers von militärischen Gütern, die im Rahmen einer Lizenzver-
einbarung im Ausland hergestellt werden, ihrer ausdrücklichen Zustimmung bedürfen, um 
das Risiko zu verringern, dass Ausrüstungsgüter an zweifelhafte und geächtete Endver-
wender weitergegeben werden; 
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17. bekräftigt seinen Standpunkt, dass der Verhaltenskodex sobald wie möglich für alle der-
zeitigen und künftigen Mitgliedstaaten der EU rechtsverbindlich gemacht werden sollte; 

18. fordert den Rat auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Mitgliedstaaten im Geist der Partner-
schaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Vertrauensbildung mit den Bewerberländern 
Fortschritte bei der gemeinsamen Entwicklung und Anwendung des Verhaltenskodex 
machen und dabei der effektiven Einhaltung internationaler Embargos besondere Be-
deutung beimessen, die durch innerstaatliche Rechtsvorschriften rechtlich durchsetzbar 
sein sollten; 

19. fordert den Rat und die Kommission auf, den Bewerberländern Unterstützung für eine 
verantwortungsvolle Entsorgung überschüssiger Waffen in Zusammenarbeit mit der 
NATO und der OSZE zu gewähren; 

Transparenz 

20. begrüßt die Vereinbarung der Mitgliedstaaten, die Gründe für die Verweigerung von 
Ausfuhrgenehmigungen ausführlicher darzulegen; erwartet, dass diese Informationen in 
die künftigen Jahresberichte einbezogen werden; 

21. fordert die Mitgliedstaaten auf, den multilateralen Konsultationsmechanismus, wie er in 
der Verordnung vom 22. Juni 2000 über Güter mit doppeltem Verwendungszweck 
vereinbart wurde, dahingehend zu erweitern, dass sie bei Erteilung einer Ausfuhrge-
nehmigung für ein Gut, für das ein anderer Mitgliedstaat zuvor eine Genehmigung 
verweigert hat, eine Mitteilung an alle Mitgliedstaaten senden; 

22. begrüßt die Zunahme der Zahl der Länder, die Jahresberichte über ihre Politik zur 
Kontrolle der Waffenausfuhren vorlegen; fordert die Mitgliedstaaten, die noch keinen 
Jahresbericht veröffentlichen, auf, dies zu tun; 

23. hebt hervor, dass der konsolidierte Bericht des Rates in seiner jetzigen Form keine effek-
tive Bewertung der Exportkontrollpolitik der Mitgliedstaaten ermöglicht; begrüßt die 
Zusage der Mitgliedstaaten, ihre nationalen Jahresberichte einander anzugleichen, und 
fordert sie nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass möglichst umfassende gemeinsame 
Mindeststandards festgelegt werden; 

24. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass ihre angeglichenen 
nationalen Jahresberichte Folgendes umfassen: 
� Informationen über die Politik der Ausfuhrgenehmigungen, einschließlich der poli-

tischen Entwicklungen, über vertragliche Verpflichtungen, internationale Pflichten 
(z.B. Embargos), über Änderungen der Rechtsvorschriften und darüber, wie der Staat 
den Verhaltenskodex der EU angewandt hat, 

� für jede erteilte oder verweigerte Genehmigung eine Beschreibung des Ausrüstungs-
guts, Angaben zur Menge, zum Bestimmungsort, Endverwender und (zumindest 
annähernden) Wert, 

� Informationen über die Art der Ausfuhrgenehmigung und den Zeitpunkt, zu dem Ent-
scheidungen getroffen wurden, sowie gegebenenfalls über die Gründe für Verweige-
rungen von Ausfuhrgenehmigungen, einschließlich Informationen über Inhalt und 
Ergebnis von bilateralen Konsultationen zu Verweigerungen, 
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� eine getrennte Auflistung der tatsächlichen Transfers, wiederum unter Angabe der Art 
der Güter, der Art der Genehmigung, der Menge, des Werts, des Bestimmungsorts und 
des Endverwenders, 

� den gleichen Grad der Offenlegung bei allen Transfers von kontrollierten Gütern, die 
nicht unter das Genehmigungsverfahren fallen, wie z.B. Transaktionen auf Regie-
rungsebene; 

25. ist der Ansicht, dass alle Mitgliedstaaten die parlamentarische Kontrolle ihrer Export-
kontrollpolitik und ihrer Entscheidungen über Ausfuhrgenehmigungen gewährleisten 
sollten; 

26. bekräftigt seine Ansicht, dass verstärkte Anstrengungen notwendig sind, um zu erreichen, 
dass auf EU-Ebene gemeinsame Vorschriften für die Kontrolle des legalen Handels mit 
Handfeuerwaffen und leichten Waffen festgelegt werden und wirksame Kontrollen der 
EU zur Bekämpfung und Verhinderung des Handels und des Schmuggels mit derartigen 
Waffen eingeführt werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, im Anschluss an ihren Beitrag 
zu der Konferenz der Vereinten Nationen, die 2001 über den illegalen Handel mit 
Handfeuerwaffen und leichten Waffen unter allen seinen Aspekten stattgefunden hat, 
konkrete Maßnahmen zu treffen; fordert die Mitgliedstaaten auf, darauf hinzuwirken, dass 
strenge rechtsverbindliche internationale Kriterien für Waffentransfers, die auf den 
Verpflichtungen der Staaten gemäß den internationalen Menschenrechtsnormen und dem 
humanitären Völkerrecht beruhen, in Form eines Rahmenabkommens über internationale 
Waffentransfers angenommen werden; 

27. fordert, dass die Waffenausfuhren schrittweise in die Gemeinsame Handelspolitik einbe-
zogen werden und dass Artikel 296 entsprechend angepasst wird; 

28. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie den 
Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten und der Drittländer, die zugestimmt 
haben, sich an die Grundsätze des EU-Verhaltenskodex zu halten, zu übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 

Verhaltenskodex � Jahresbericht 

Im Dezember 2000 hat der Rat der EU seinen zweiten konsolidierten Jahresbericht über die 
Anwendung des Verhaltenskodex der EU für Waffenausfuhren veröffentlicht. Davor hatte er 
am 25. Mai 1998 einen Verhaltenskodex für Waffenausfuhren angenommen, der auf den acht 
Kriterien beruhte, die der Europäische Rat 1991 in Luxemburg und 1992 in Lissabon be-
schlossen hatte. Am 11. Oktober 1999 hatte der Rat (Allgemeine Angelegenheiten) den ersten 
Jahresbericht über den Verhaltenskodex angenommen. Dieser war dann von der finnischen 
Präsidentschaft dem Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten des Europäischen Parlaments 
zur Stellungnahme übermittelt worden. Die Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu 
diesem Bericht wurde am 5. Oktober 2000 angenommen. 

Bevor der zweite Jahresbericht analysiert wird, sei an die wichtigsten Punkte des Berichts des 
Parlaments über den ersten Jahresbericht erinnert. 

Das Parlament begrüßte den ersten Jahresbericht und insbesondere die darin enthaltene Fest-
stellung, dass der Kodex zu einem umfassenderen Dialog zwischen den Mitgliedstaaten über 
Waffenausfuhren geführt hat sowie die Tatsache, dass Nichtmitgliedstaaten die Grundsätze 
des Kodex unterstützen. Darüber hinaus begrüßte es die Gemeinsame Liste der unter den EU-
Verhaltenskodex fallenden militärischen Ausrüstung, die am 13. Juni 2000 nach dem ersten 
Jahresbericht des Rates vereinbart wurde. 

Das Parlament betonte jedoch, dass in einigen Bereichen noch Fortschritte erzielt werden 
müssen: 

 a) Vereinbarung einer gemeinsamen Liste der Ausrüstungsgüter für paramilitärische 
Zwecke und für Zwecke der öffentlichen Ordnung und inneren Sicherheit; 

 b) weitere Ausdehnung der Grundsätze des Verhaltenskodex auf Nichtmitgliedstaaten 
der EU; 

 c) Kontrolle der Endverwendung. Derzeit gibt es keine Bestimmung der EU über die 
Überprüfung der Endverwender exportierter Waffen. Zwischen den Mitgliedstaaten 
bestehen erhebliche Unterschiede hinsichtlich der Vorschriften für Endverwender und 
der diesbezüglichen Überwachung. Das Parlament forderte die Mitgliedstaaten der EU 
nachdrücklich auf, �bewährte Praktiken� hinsichtlich der Endverwendungsbescheini-
gungen und der Überwachung zu vereinbaren und forderte außerdem, dass ein um-
fassendes Kontrollsystem, einschließlich einer gemeinschaftsweiten Datenbank, einge-
führt wird; 

 d) Kontrollen der Herstellung in Lizenz und der Vereinbarungen über industrielle 
Zusammenarbeit, die mitunter dazu benutzt werden, Rüstungsexporte zu umgehen; 

 e) Kontrollen der Tätigkeiten der Waffenvermittler, wobei insbesondere die unter der 
deutschen Präsidentschaft vorgelegten Kontrollvorschläge zugrunde gelegt werden; 

 f) Transparenz. Das Parlament forderte alle Mitgliedstaaten der EU auf, Jahresberichte 
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über ihre Waffenausfuhren zu veröffentlichen. Außerdem forderte es, den 
Jahresbericht der EU transparenter zu gestalten; 

 g)  der Verhaltenskodex sollte für die Mitgliedstaaten rechtsverbindlich gemacht werden; 

 h) die Kontrollen sowohl des legalen als auch des illegalen Handels mit Handfeuerwaffen 
sollten verschärft werden. 

 

Zweiter Jahresbericht 

Im zweiten Jahresbericht des Rates heißt es, dass �eine merkliche Stärkung des Kodex und 
eine Konsolidierung des im ersten Jahr Erreichten� festzustellen ist. Die Zahl der Verweige-
rungsmitteilungen und der Konsultationen zwischen den Mitgliedstaaten hat im zweiten Jahr 
der Anwendung des Kodex erheblich zugenommen. In dem Bericht wird betont, dass eine 
stärkere �Konzertierung zwischen den Mitgliedstaaten sowohl hinsichtlich der praktischen 
Modalitäten der Anwendung des Kodex und der Verbesserung derselben als auch hinsichtlich 
der Politiken zur Kontrolle der Waffenausfuhren� erfolgte. Die Türkei und Malta haben 
erklärt, dass sie sich an die Grundsätze des Verhaltenskodex halten und haben zugesagt, ihre 
Rüstungsexportpolitik entsprechend anzupassen. Mehr Mitgliedstaaten veröffentlichen nun 
Jahresberichte. 

Der Rat berichtet, dass die gemeinsame Liste der militärischen Ausrüstung am 13. Juni 2000 
angenommen wurde und dass die Mitgliedstaaten beabsichtigen, diese Liste regelmäßig im 
Rahmen der Gruppe COARM zu aktualisieren. Außerdem haben die Mitgliedstaaten erklärt, 
�dass sie alle Bemühungen unterstützen werden, Güter, die zwar auf der gemeinsamen Liste 
der militärischen Ausrüstung, nicht aber auf der Wassenaar-Militärgüterliste aufgeführt sind, 
für eine Prüfung im Rahmen des Wassenaar-Arrangements vorzuschlagen.� Die Mitglied-
staaten haben zwar immer noch keine gemeinsame Auffassung hinsichtlich des Konzepts der 
�im Wesentlichen gleichartigen Transaktion� erreicht, die gemeinsame Liste der militärischen 
Ausrüstung wird jedoch als Grundlage dienen, um zu einer solchen gemeinsamen Auffassung 
zu gelangen. 

Die Mitgliedstaaten haben hinsichtlich der Verweigerungsmitteilungen vereinbart, dass die 
Gründe für die Verweigerung von Ausfuhrgenehmigungen genauer dargelegt werden müssen. 
Künftig sollten die Verweigerungsmitteilungen folgende Angaben enthalten: 

∙ Bestimmungsland; 
∙ detaillierte Beschreibung des betreffenden Gutes; 
∙ Käufer; 
∙ Beschreibung der Endverwendung; 
∙ Gründe für die Verweigerung; 
∙ Zeitpunkt der Verweigerung. 
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Die Mitgliedstaaten haben weiterhin Informationen über die einzelstaatliche Auslegung von 
Embargos der Vereinten Nationen, der Europäischen Union und der OSZE ausgetauscht. 
Außerdem haben sie ihre nationalen Strategien zur Kontrolle der Waffenausfuhren in 
Berichterstatterstimmte Länder oder Regionen, gegen die kein Embargo verhängt wurde, 
gegenüber denen aber besondere Wachsamkeit geboten ist, weiter aufeinander abgestimmt. 

Im zweiten Jahresbericht wird erwähnt, dass die Frage der Kontrolle der Waffenvermittlung 
erörtert wurde, es ist aber nicht von einer Vereinbarung die Rede, sondern nur davon, dass 
�die Mitgliedstaaten beabsichtigen, ihre Beratungen über die Modalitäten, nach denen die 
Aktivitäten der Vermittler für Waffen kontrolliert werden müssen, fortzusetzen und zu 
vertiefen�. 

In Anbetracht der im Jahr 2001 abgehaltenen Konferenz der Vereinten Nationen über den 
illegalen Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen seinen Aspekten haben die 
Mitgliedstaaten begonnen, gemeinsame Leitlinien festzulegen und ihre Koordinierung im 
Bereich der Kontrolle des Transfers von Handfeuerwaffen und leichten Waffen zu verstärken. 

Schließlich werden in dem Bericht die Prioritäten für das künftige Vorgehen dargelegt: 

∙ Erstellung eines gemeinsamen Verzeichnisses nichtmilitärischer Güter für Sicherheits- 
und Polizeizwecke. Dieses Verzeichnis wird von der Gruppe COARM erstellt und der 
Kommission übermittelt, die dann einen Vorschlag für einen gemeinschaftlichen Mecha-
nismus zur Kontrolle der Ausfuhr derartiger Güter vorlegt. Dieses Instrument wird nicht 
zu den operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex gehören.  

∙ Fortentwicklung des Austausches von Informationen über die Ausfuhren in bestimmte 
Länder und Regionen, gegenüber denen besondere Wachsamkeit geboten ist. 

∙ Klare Festlegung und Stärkung des Mechanismus für bilaterale Konsultationen. 
∙ Harmonisierung der nationalen Jahresberichte über die Anwendung des Verhaltenskodex. 

Bemerkungen zum Zweiten Jahresbericht 

Zweifellos wurden erhebliche Fortschritte in Richtung auf eine stärkere Annäherung der 
Politik der Mitgliedstaaten im Bereich der Kontrolle der Waffenausfuhren erzielt. Dies ist zu 
begrüßen, es bleibt aber noch eine Menge zu tun. Je nach Standpunkt, kann die Situation so 
beschrieben werden, dass das Glas halb voll oder halb leer ist. 

Es ist zu bedauern, dass bei der Kontrolle der Waffenvermittlung nur geringe und in den 
nachstehenden Bereichen offensichtlich überhaupt keine Fortschritte erzielt wurden: 

∙ gemeinsames System zur Überwachung der Endverwendung, 
∙ Kontrolle der Vergabe von Fertigungslizenzen durch EU-Unternehmen, 
∙ Rechtsverbindlichkeit des Verhaltenskodex. 

Der Bereich, in dem in kürzester Zeit die größten Fortschritte erzielt wurden, ist die 
Transparenz. 
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Transparenz 

Angesichts einer Reihe von Rüstungsexportskandalen in den 80er und 90er Jahren wurde 
deutlich, wie wichtig Transparenz in diesem Bereich ist. Durch Transparenz wird eine 
sachgerechte Diskussion der einschlägigen Fragen ermöglicht, Vertrauen in nationale und 
internationale Regelungen geschaffen und eine abschreckende Wirkung auf illegale Aktivi-
täten und Korruption ausgeübt. 

Die Einigung über den EU-Verhaltenskodex selbst sowie der Beschluss, den Jahresbericht zu 
veröffentlichen, sind wichtige Fortschritte in diesem Bereich. Besorgniserregend bleibt jedoch 
die Art und Weise, in der die Jahresberichte vorgelegt werden, sowie die von den 
Mitgliedstaaten gewährleistete Transparenz. 

Der konsolidierte Jahresbericht stellt im Wesentlichen eine Bündelung der nationalen 
Rüstungsberichte dar. Somit steht oder fällt er mit der Qualität der Informationen, die von den 
nationalen Regierungen bereitgestellt werden. Daher hat das Europäische Parlament alle 
Länder aufgefordert, ihre Rüstungsberichte zu veröffentlichen. 

Der nächste Schritt würde dann in Richtung auf eine stärkere Angleichung der in den 
Berichten bereitgestellten Informationen gehen. 

Die NRO Saferworld hat vor kurzem eine Studie über die Transparenz der Rüstungsexport-
kontrollen veröffentlicht1. 

Darin wird festgestellt, dass die Zahl der Länder, die Jahresberichte vorlegen, in den letzten 
Jahren erheblich gestiegen ist. Belgien, Italien und Schweden legen seit geraumer Zeit 
Jahresberichte vor. Österreich, Griechenland und Luxemburg legen jedoch keine Jahres-
berichte vor, und Dänemark hat erst im Januar 2001 seinen ersten Jahresbericht vorgelegt. 

Die Qualität der Informationen ist in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich. 
Saferworld bezeichnet den im Juli 2000 im Vereinigten Königreich veröffentlichten dritten 
Jahresbericht als den transparentesten Bericht, der in einem europäischen Land veröffentlicht 
wurde und der EU-weit als Musterbeispiel für bewährte Praktiken dienen kann. Der Bericht 
gibt Aufschluss über Fragen der Politik und enthält ausführliche Informationen über Geneh-
migungsbeschlüsse. Für jedes Bestimmungsland werden die Anzahl und der Wert der erteilten 
Ausfuhrgenehmigungen angegeben. Außerdem enthält er Angaben zur Anzahl der erteilten 
und der verweigerten Ausfuhrgenehmigungen, aufgeschlüsselt nach Kategorien der Militär-
güterliste oder des Warenverzeichnisses. Darüber hinaus enthält er Zahlenangaben zu den 
wichtigsten konventionellen Waffen und zu Handfeuerwaffen. 

Die italienische Regierung legte ihren ersten Jahresbericht 1991 vor. Die italienischen Be-
richte stellen in einigen Bereichen eine beispiellose Fülle an Informationen bereit. Der Jahres-
bericht enthält insbesondere detaillierte Angaben zu den exportierten und importierten 
Rüstungsgütern mit einer umfassenden Beschreibung der Güter, ihres Werts und ihrer Menge, 
aufgeschlüsselt nach Unternehmen. Außerdem enthält er Angaben zu den erteilten Genehmi-
                                                           
1 �Transparency and accountability in European arms export controls�, von Bernardo Mariani und Angus 
Ürquhart, Dezember 2000. 
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gungen, einschließlich Art, Menge und Wert der Rüstungsgüter, wiederum aufgeschlüsselt 
nach Unternehmen. Während die Menge der Informationen in dem italienischen Bericht 
positiv zu werten ist, wird das erreichte Maß an Transparenz durch die komplexe Struktur des 
Berichts untergraben. Außerdem ist der italienische Jahresbericht einer der wenigen, der 
detaillierte Angaben zu Ausfuhren von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck enthält. In 
diesem Bereich ermöglicht jedoch die irische Berichterstattung das größte Maß an Transpa-
renz, wobei im Internet monatliche Statistiken über erteilte Ausfuhrgenehmigungen für Güter 
mit doppeltem Verwendungszweck unter Angabe der Nummer der Kontrollliste, des Datums 
und des Bestimmungslandes veröffentlicht werden. 

Der niederländische Jahresbericht enthält überaus detaillierte Informationen über abgelehnte 
Genehmigungsanträge. Diese Informationen erstrecken sich auf eine umfassende Beschrei-
bung der Güter, für die eine Ausfuhrgenehmigung abgelehnt wurde, das Bestimmungsland, 
den vorgeschlagenen Empfänger, den Endverwender, die Gründe für die Ablehnung sowie 
Datum und Nummer der Ablehnung. 

Das relativ hohe Maß an Transparenz, das die Jahresberichte dieser wenigen Mitgliedstaaten 
aufweisen, wird in keinem anderen Land erreicht. Österreich, Griechenland und Luxemburg 
stellen keine öffentlichen Informationen über die erteilten Ausfuhrgenehmigungen bereit. 
Spanien veröffentlicht zwar einen Jahresbericht, dieser enthält jedoch nur Angaben zum Wert 
der Exporte, aber keinerlei Angaben zu den erteilten Genehmigungen, zur Art und Menge der 
exportierten Güter, zum Endverwender oder zu Transfers an Polizei oder Sicherheitskräfte. 
Der französische Bericht enthält nur Informationen über die Ausfuhrgenehmigungen, aufge-
schlüsselt nach drei sehr allgemeinen Kategorien. Durch die spärlichen Informationen, die 
über die aus diesen und anderen Ländern exportierten Waffen, Güter mit doppeltem Verwen-
dungszweck und polizeiliche/sicherheitsrelevante Ausrüstungsgüter bereitgestellt werden, 
wird eine umfassende Kontrolle unmöglich gemacht und die Rechenschaftslegung der Regie-
rung erheblich behindert. 

Parlamentarische Kontrolle 

Debatten im Parlament und parlamentarische Anfragen sind ebenfalls eine wichtige Möglich-
keit, die Regierungspolitik zu überwachen und zu kontrollieren. In den Niederlanden wird 
aufgrund eines weitreichenden Gesetzes über die Informationsfreiheit in den Antworten auf 
parlamentarische Anfragen zu diesem Thema in der Regel eine beträchtliche Menge an 
Informationen bereitgestellt � im Gegensatz zu Staaten wie Österreich und Italien, wo die 
Antworten meist nicht ausführlich sind und damit als Instrument der öffentlichen Kontrolle 
nur von begrenztem Wert sind. 

Nur einige wenige nationale Parlamente in den Mitgliedstaaten verfügen über das Recht, die 
Durchführung der nationalen Exportkontrollen vor oder nach der Erteilung der Ausfuhrge-
nehmigungen zu kontrollieren. Im Vereinigten Königreich wurde ein Viererausschuss für 
strategische Exportkontrollen gebildet, der sich aus Mitgliedern der parlamentarischen 
Ausschüsse für Verteidigung, auswärtige Angelegenheiten, internationale Entwicklung, 
Handel und Industrie zusammensetzt und der beauftragt ist, die Jahresberichte der Regierung 
über strategische Exportkontrollen zu prüfen. 

In Schweden besteht seit 1984 ein System der vorherigen parlamentarischen Kontrolle. Die 
schwedische Regierung lässt sich von einem speziell einberufenen Gremium, dem sog. 
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Exportkontrollrat, der sich aus amtierenden und früheren Abgeordneten zusammensetzt, in 
Fragen der Exportkontrollpolitik beraten. Wenngleich die von diesem Exportkontrollrat 
erhobenen Einwände nicht rechtsverbindlich sind, haben einstimmige Einwände dieses Rates 
in der Praxis stets zu einer Ablehnung des Genehmigungsantrags geführt. Das schwedische 
System gewährleistet die Mitwirkung des Parlaments an dem Genehmigungsverfahren und 
trägt dazu bei sicherzustellen, dass die Regierung die Kriterien für die Erteilung der Ausfuhr-
genehmigungen konsequent anwendet. 

Die Gewährleistung regelmäßiger parlamentarischer Debatten über die Durchführung der 
Rüstungsexportpolitik ist auch ein wichtiges Kontrollinstrument in diesem Bereich. Die 
Niederlande und Schweden sind jedoch die einzigen Länder, in denen derartige Debatten 
regelmäßig stattfinden. 

Die im Jahresbericht enthaltene Verpflichtung zu mehr Transparenz 

Angesichts der erheblichen Unterschiede, die zwischen den Berichten der Mitgliedstaaten 
bestehen, sind die im Jahresbericht enthaltenen Zusagen, einen harmonisierten Rahmen für 
die nationalen Berichte anzustreben, überaus zu begrüßen. Das Gleiche gilt für die Zusage der 
Mitgliedstaaten, nähere Angaben zu den Verweigerungsmitteilungen bereitzustellen. Es ist zu 
hoffen, dass diese Informationen in den nächsten Jahresbericht einbezogen werden. 

 


